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5 AZN 597/83 
3 Sa 628/83 München

B e s c h l u ß  

In Sachen

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts am 30. Januar 198U 
beschlossen:

1. Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nicht­
zulassung der Revision im Urteil des Landes­
arbeitsgerichts München vom 10. Oktober 1983
- 3 Sa 628/83 - wird als unzulässig verworfen.

2. Die Klägerin hat die Kosten des Beschwerde­
verfahrens zu tragen.
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I. Die Klägerin verlangt von dem beklagten eine anteilige Jäh­
re ssonder Vergütung 19b2, nachdem das ArDeitsVerhältnis mit dem 
beklagten aufgrund ihrer eigenen Kündigung am 3U. ouni 19Ö2 ge- 
enaet hat. Arbeits- und Landesarbeitsgericht haben die Klage ab­
gewiesen, weil die Klägerin nicht bewiesen habe, dais sie mit dem 
beklagten kein Weihnachtsgeld, sondern ein auch bei vorzeitigem 
Ausscheiden zeitanteilig zu zahlendes 13» Monatsgehalt verein­
bart habe. Das Landesarbeitsgericnt hat die hevision ment zuge­
lassen. Dagegen wendet sich die Klägerin mit ihrer Beschwerde.
Lie stützt ihre besenwerae darauf, daß das Urteil des Landesar­
beitsgerichts von einer Entscheidung des bundesarbeitsgerichts 
(Divergenz im Sinne von $ 7b Abs. 2 Nr. 2 Ar oUU) abweiche.

li. Diese besehwerde ist nicht zulässig? ihre Begründung ent­
spricht nicht den gesetzlichen Anforderungen (% 72 a Abs. d 
Satz 2 ArbGU).

Macht der Beschwerdeführer geltend, das anzufechtenue Urteil 
weiche von einer Entscheidung oes Bundesarbeitsgericnts ab, muß 
er aus der anzufechtencen Entscheidung einen aostraKten, die 
Entscheidung tragenden Rechtssatz anführen, der von einem eben­
falls anzuführenden abstrakten Hechtssatz aus der angezogenen 
Entscheidung abweicht (BAU 32, 13b = AP Nr. 1 zu i 72 a Arbüü 
1979; BAG beschluß vom 19• November 1979 - b AZN 1b/79 - aP 
Nr. 2 zu 9 72 a ArbGU 1979, seither ständige Kechtsprecnung).

Diesen Anforderungen genügt die beschwerdebegründung der
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Klägerin nicht. Die Beschweraeführerin nennt zwar Hechtssätze, 
aie das Bundesaroeitsgericht bei Beurteilung von unbenannten Zu­
sagen auf eine Jahresleistung aufgestelit hat (BAG Urteil vom 
b. November 1970 - b AZR Sbb/'Vl - AP Nr. 1UU zu a bll BGB Gra­
tifikation). Diesen Hechtssätzen stellt aie Beschwerae jedoch 
keine abweichenden Rechtssätze aus dem anzuiechtenden Urteil ge­
genüber. Sie macht im Ergebnis nur geltenu, uie Auffassung ues 
Landesarbeitsgerichts halte einer rechtlichen Nachprüfung nicht 
stand und verstoße gegen aie vom Bundesarbeitsgericht aüfge- 
stellten Rechtssätze. Das genügt nicht.

Die Beschwerde der Klägerin läuft vielmehr aarauf hinaus, 
dem Berufungsgericht fehlerhafte Anwenuung der hechtssätze aes 
bunaesarbeitsgerichts auf den vorliegenden Fall sowie falsche 
beweiswüraigung vorzuwerfen. Damit kann sie in aem Bescnwerde- 
verfahren nicht gehört werden. Der Senat könnte auf die behaup­
teten Rechtsfehler nur in einem Revisionsverfahren eingehen. ln 
aem Beschweraeverfahren ist nur zu prüfen, ob eine Divergenz in 
tragenden, abstrakten Rechtssätzen vorliegt. Diese Divergenz muß 
in der Beschwerdebegründung auch dargesteilt weraen.

Tatsächlich besteht zwischen den Rechtssätzen, die das Be­
rufungsgericht seiner Entscheidung zugrunaegelegt hat, una uen 
Rechtssätzen, die aie Beschwerdeführerin aus dem Urteil des faun- 
desarbeitsgerichts zitiert hat, kein Widerspruch. Die Entschei­
dung vom ö. November 197Ö C- b AZH jbö/77 - AP Nr. 100 zu $ bll 
BGB Gratifikation) befaßt sich mit der Frage, ob ein Anspruch auf 
anteilige Jahresleistung bestehe, wenn die Zusage auf exne soxcue
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-4- i

Leistung keine weiteren Voraussetzungen des Anspruchs nenne und 
der Arbeitnehmer vor dem Ende des bezugszeitraumes ausscneidet. 
Urn diese Rechtsfragen geht es im vorliegenden Rechtsstreit nicht, 
Das Arbeitsgericht und ihm folgend das berufungsgericht haben 
sich nämlich damit bescnäftigt, welche Zusage der beklagte der 
Klägerin erteilt hat. Sie haben einen Ansprucn uer Klägerin ver­
neint mit der Begründung, die Klägerin habe nicht bewiesen, caia 
ihr eine Zusage auf die Jahresleistung ohne weitere Anspruchs­
voraussetzungen erteilt worden sei. Nach den gesamten Umstanden 
haben die Vorinstanzen die Leistung als Gratifikation angesehen. 
Nur hierauf beruht die Entscheidung oes Lanoesarbeitsgerichts, 
die deshalb nicht im Widerspruch zu den aus oer Rechtsprechung 
ces bundesarbeitsgerichts wiedergegebenen Rechtssatzen steht.

Die Beschwerde mußte daher mit der Kostenfoige aus y7 
Abs. 1 ZPO als unzulässig verworfen werden.

Dr. Thomas Michels-hoii Schneider
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